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Ganz im Gegenteil: Charakteristisch für 
diesen Wagen wäre eine einzigartige 
Persönlichkeit mit einem starken Willen 
und besonderen zivilen und militäri-
schen Fähigkeiten, die in dieser Kombi-
nation kein weiteres Fahrzeug vorwei-
sen könnte, welches auf dem internatio-
nalen Markt Rang und Namen hat. Für 
sein nun schon älteres Baujahr brächte 
es der GSVP-Käfer auf einen beachtli-
chen Kilometerstand. Interessante Stre-
cken, die er in einer hohen Durch-
schnittsgeschwindigkeit absolviert hät-
te. Und es schiene, als sei auch dieser 
GSVP-Käfer ohne einen verkehrstüchti-
gen Fahrer unterwegs. Wände hochfah-
ren könnte er vielleicht nicht, dafür 
zeichnete er sich durch maritime Quali-
täten aus. Und er rollte, ungeachtet des 
Umstandes, dass er wohl kaum alle zwei 
Jahre eine neue TüV-Plakette bekäme. 

/// Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf dem Prüfstand

Dieser GSVP-Käfer wäre heute im per-
fekten Alter für ein Fahrzeugtuning, 
also einer Feinabstimmung zur Leis-
tungssteigerung.

Ein besonderes Interieur
Internationale Konflikte und Krisen 
sind in der heutigen globalisierten Welt 
nicht mehr lokal begrenzt. Sie sind dif-
fus, asymmetrisch und irregulär. Ihre 
enorme Dynamik veränderte auch das 
Krisenmanagement der EU im Rahmen 
ihrer externen Beziehungen. Der ur-
sprüngliche Ansatz für Stabilisierungs-
einsätze – erst militärisch, dann zivil – 
gilt heute als überholt.1 Die Nachhaltig-
keit von friedenschaffenden und frie-
densichernden Maßnahmen kann nur 
erreicht werden, wenn etwa militäri-
sche, polizeiliche, politische, diplomati-
sche oder ökonomische Programme be-

BAUJAHR 1998 – ROSTIG UND
AMBITIONIERT. DIE GSVP HEUTE

Anja Opitz  /// „Herbie: Fully Loaded – Ein toller Käfer startet durch.“ Nach 
25 Jahren rollte Herbie 2005 wieder über die Kinoleinwände. Doch Herbie 
ist kein normales Auto. Er wird als „Persönlichkeit mit eigenem Willen und 
besonderen Fähigkeiten“ beschrieben. Würde man die Gemeinsame Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU mit einem VW Käfer gleichset-
zen, so wäre auch dieses Gefährt kein gewöhnliches Auto.
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Die GSVP der EU ist im Vergleich zu „Herbie“ auch etwas ganz Besonderes.

Q
ue

lle
: 2

0
05

 G
et

ty
 Im

ag
es

reits auf institutioneller Ebene kohärent 
aufeinander abgestimmt werden. Un-
mittelbar damit verbunden ist die Not-
wendigkeit einer koordinierten Umset-
zung dieser Maßnahmen vor Ort, wel-
che auch lokale Akteure und internatio-
nale Partner der EU konsequent ein-
schließen muss. Die EU verfügt außen-
politisch über eine ganze Bandbreite an 
geeigneten Instrumenten, die ihre glo-
bale Handlungskompetenz untermau-

ern sowie über einen sektorenübergrei-
fenden Krisenmanagementansatz, der 
einen enormen Beitrag zur Erhaltung 
internationaler Sicherheit leisten kann.

Der umfassende Koordinierungspro-
zess dieses außenpolitischen Werkzeug-
kastens stellt für die EU jedoch eine sehr 
komplexe Aufgabe dar, schließlich muss 
sie dafür mehrere Politikbereiche bedie-
nen, deren Funktionslogik gänzlich ver-
schieden ist. Allein für die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik der EU 
(GASP) etwa gilt es, die Interessen von 28 
Nationen miteinander zu vereinen und 
zugleich darauf Rücksicht zu nehmen, 
dass jeder Mitgliedstaat unterschiedliche 
Fähigkeiten und Kapazitäten für die Mis-
sionen und Operationen der EU zur Ver-
fügung stellen kann und will. Darüber 
hinaus müssen die Maßnahmen der 
GASP/GSVP mit jenen Aktivitäten abge-
stimmt werden, denen ein langfristiger 
Wirkungsmechanismus inhärent ist. An-
gesprochen sind hier etwa die Entwick-
lungszusammenarbeit oder der Zivil-

INTERNATIONALE Krisen sind heutzu-
tage asymmetrisch und diffus.
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schutzmechanismus, für deren Feder-
führung die Europäische Kommission 
verantwortlich ist. Zugleich beteiligt sich 
ein Netzwerk von 139 EU-Delegationen 
im Rahmen der externen Beziehungen 
der EU an der Umsetzung von unter-
schiedlichen EU-Politiken.

Der EU Comprehensive Approach2 
ist hier ein Weg, die Ursachen von Kon-
flikt- und Krisensituationen in fragilen, 
scheiternden oder schon gescheiterten 
Staaten zu erkennen und entsprechende 
Wirkungszusammenhänge zu verstehen. 
Auf dieses Ziel einigten sich die EU-Mit-
gliedsstaaten bereits in der Europäischen 
Sicherheitsstrategie von 2003, die 2010 
um die Strategie für die innere Sicherheit 
der EU ergänzt wurde. Der Ansatz trägt 
dazu bei, innovative Lösungsstrategien 
zu entwickeln, die durch eine engma-
schige Koordinierung von kurzfristigen 
– jene der GSVP – und langfristigen 
Maßnahmen die gewünschte Nachhal-
tigkeit in der Friedenssicherung entfalten 
können. Effizientes und effektives Han-
deln in diesem Sinne ist jedoch nur dann 
möglich, wenn die Europäische Kom-
mission, die 28 Mitgliedstaaten der EU 
sowie die relevanten GSVP-Gremien auf 
Grundlage einer gemeinsamen und – po-
litisch – strategischen Analysebasis zu-
sammenarbeiten. Zugleich müssen sie 
auf dieser Grundlage entsprechende Inte-
ressen für die EU ableiten und ihre po-
tenzielle Rolle als handelnder Akteur in 
einer Konfliktsituation einheitlich defi-
nieren. Im konkreten Konflikt- oder Kri-
senfall bietet das Political Framework for 
Crisis Approach (PFCA)3 hierfür einen 
Rahmen. Vor dem Hintergrund des 
Comprehensive Approach stellt es die für 
die EU essenziellen Fragen: Welche Fak-
toren charakterisieren einen konkreten 
Konflikt? Welche Handlungsoptionen 
soll die EU wählen? Verfügt die EU über 

die erforderlichen Fähigkeiten für eine 
adäquate Antwort auf den Konflikt? Und 
wenn ja, wie kann sie die Maßnahmen 
erfolgreich implementieren? 

Doch gerade die Vielschichtigkeit von 
Konflikten und die sich daraus ergeben-
de Notwendigkeit von Programmen mit 
einem unterschiedlichen Zeithorizont 
stellt die EU in der Umsetzung des Com-
prehensive Approach vor große Heraus-
forderungen. Militärische Operationen 
etwa sind grundsätzlich eher kurzfristig 
angelegt und zielen vordergründig auf 
die Beendigung einer akuten, gewaltsam 
ausgetragenen Krise sowie auf die Ver-
hinderung einer erneuten Eskalation der 
Lage ab. In weiterer Folge gilt es, den Pro-
zess der Friedenskonsolidierung gerade 
auch in einer Übergangsphase zwischen 
Gewalt und langfristiger Stabilisierung 
abzusichern und zu garantieren. Bei der 
Herstellung dieser Synergieeffekte hat 
die EU noch immer einen enormen Ver-
besserungsbedarf, wenngleich durch den 
institutionellen und strukturellen Aus-
bau des Europäischen Auswärtigen 
Dienstes (EAD) wichtige Schritte bereits 
implementiert wurden. Die EU hat er-
kannt, dass vor allem ein koordinierter 
und integrierter Planungsprozess für den 
Erfolg ihrer außenpolitischen Aktivitäten 
von enormer Bedeutung ist. Um die er-
forderliche gemeinsame Analysebasis 
über Möglichkeiten und Grenzen der 
Handlungsfähigkeit der EU in einer po-

Political Framework for Crisis
Approach bietet im KONFLIKTFALL
einen Rahmen.
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tenziellen Konfliktsituation zu schaffen, 
wurde gerade in der Planungsphase von 
Missionen und Operationen eine Kultur 
der Konsultation zwischen unterschiedli-
chen EU-Gremien, allen voran zwischen 
den GSVP-Planungsgremien, der Euro-
päischen Kommission und auch dem Eu-
ropäischen Parlament inzwischen fest 
etabliert.4 

In Unterstützung der kontinuierli-
chen Umsetzung des Comprehensive Ap-
proach wurde innerhalb des EAD darü-
ber hinaus ein Krisenreaktionssystem 
aufgebaut, das EEAS Crisis Response 
System, welches heute das Herzstück ei-
nes kohärenten EU-Krisenmanagements 
ist. Auf Grundlage einer 24-Stunden-Ba-
sis behält die EU globale Krisenherde 
stets im Blick und beobachtet internatio-
nale sicherheitspolitische Entwicklungen 
kontinuierlich. Im Falle einer potenziel-
len Krise aktiviert das  EAD-Department 
für Krisenreaktion und operative Koordi-
nation das  Krisenreaktionssystem. Unter 
dem Vorsitz der Hohen Vertreterin der 
Union für die Außen- und Sicherheitspo-
litik, Federica Mogherini, bringt die Kri-
senplattform alle relevanten Gremien für 
einen gemeinsamen Analyseprozess an 
einen Tisch. Hier zeigt sich der enorme 
Vorteil der institutionellen Verschrän-
kung des Amtes der Hohen Vertreterin 
zwischen der intergouvernementalen, 
also nationalstaatlich geprägten GSVP 
und den verschiedenen supranationalen 
Politikbereichen. Denn durch diese Platt-
form und das Krisenreaktionssystem 
kommen tatsächlich alle relevanten GS-
VP-Planungsgremien sowie die relevan-
ten Departments der Europäischen Kom-
mission (ECHO, DEVCO etc.) zusam-
men, wodurch ein koordiniertes und ko-
härentes Handeln überhaupt erst möglich 
wird. Mit Beginn der Arabischen Revolu-
tion 2011 wurde dieser Prozess erstmalig 

tiefgreifend erprobt und ist heute ein fest 
institutionalisierter Bestandteil des 
Entscheidungs(findungs)prozesses inner-
halb des EU-Krisenmanagements. 

Startnummer 35
Im Dezember 1998 traten Frankreich 
und Großbritannien auf einem bilatera-
len Gipfeltreffen in Saint Malo für den 
Aufbau eigener militärischer Kapazitä-
ten der EU ein und legten damit den 
Grundstein für die Schaffung einer au-
tonomen Handlungsfähigkeit der Uni-
on, der heutigen Gemeinsamen Europä-
ischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik. Seit ihrer ersten zivilen Polizei-
mission in Bosnien und Herzegowina 
im Jahr 2003 setzte die EU insgesamt 35 
zivile Missionen und militärische Ope-
rationen ein. Diese Einsätze sind mehr-
heitlich ziviler Natur, ein Umstand, wel-
cher der EU nicht selten die Bezeich-
nung eines „zahnlosen Tigers“ ein-
bringt. Doch dieser Vergleich greift viel 
zu kurz. 

Von Beginn an wurde das Krisenma-
nagement der EU in beiden Dimensionen 
– zivil und militärisch – gedacht und dies 
zeigt sich sehr deutlich in den Missionen 
und Operationen der GSVP. Der GSVP-
Aufgabenkatalog (Artikel 43 des Ver-
trags von Lissabon) definiert die Band-
breite dieser Krisenmanagementeinsätze: 
Gemeinsame Abrüstungsmaßnahmen, 
humanitäre Aufgaben und Rettungsein-

EEAS Crisis Response System ist
ein KRISENREAKTIONSSYSTEM, das
koordiniertes Handeln ermöglicht.
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sätze, Aufgaben der militärischen Bera-
tung und Unterstützung sowie Aufgaben 
der Konfliktverhütung und Erhaltung 
des Friedens zählen ebenso zu ihnen wie 
Kampfeinsätze im Rahmen der Krisenbe-
wältigung einschließlich Frieden schaf-
fender Maßnahmen und Operationen 
zur Stabilisierung nach Konflikten. Mit 
all diesen Mitteln kann auch zur Be-
kämpfung des internationalen Terroris-
mus beigetragen werden, wobei die EU 
auch Drittstaaten im Kampf gegen den 
Terrorismus im eigenen Land unterstüt-
zen kann.

Grundsätzlich ist die EU auf Basis 
dieses Aufgabenkataloges allein im Rah-
men der GSVP in der Lage, vier Grund-
formen von Missionen und Operationen 
abzudecken.5 So setzt sie beispielsweise 
Operationen zur Stabilisierung eines 
Landes ein. Militärisch dienen sie der 
akuten Eskalationskontrolle und zielen 
darauf ab, einen Krisenherd durch die 
Trennung von Konfliktparteien zu stabi-
lisieren, um weitere Maßnahmen, die zu-
meist ziviler Natur sind, überhaupt erst 
zu ermöglichen. Derartige Operationen 
können Strategien und Programme zum 
nationalen Kapazitätsaufbau, zum Bei-
spiel im Feld der Sicherheitssektorreform, 
oder Maßnahmen der Demobilisierung 
und Abrüstung umfassen. Auch die mili-
tärische Absicherung von Wahlen fällt in 
diese Kategorie. Im Rahmen von Substi-
tutionsmissionen oder -operationen kön-
nen die EU-Einsatzkräfte für einen vorab 
definierten Zeitrahmen Exekutivaufga-
ben übernehmen. Dies wird dann not-
wendig, wenn im betroffenen Land legi-
timierte exekutive Elemente gänzlich 
fehlen, etwa im Bereich der Justiz oder 
im Strafvollzug. Eng verknüpft mit die-
sem Typus sind sogenannte Strengthe-
ning-Missionen und -operationen. Die 
EU trainiert, berät und beobachtet lokale 

Exekutivkräfte bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeiten und begleitet so zum Beispiel 
Reformen während einer Phase des Wie-
deraufbaus nationaler Verwaltungen und 
des Sicherheitssektors. Auch Programme 
des Monitoring und des Mentoring neh-
men einen wichtigen Stellenwert inner-
halb der GSVP ein. Entsprechende Ein-
sätze leisten hier einen wichtigen Beitrag 
zur „Prävention durch Präsenz“, indem 
sie  beispielsweise die Umsetzung  
und Einhaltung eines Friedens- oder 
Waffenstillstandsabkommens beaufsich-
tigen oder die Rückführung von Flücht-
lingen nach Beendigung der gewaltsa-
men Auseinandersetzungen begleiten. 

Regionale Schwerpunkte der sicher-
heitspolitischen Außenaktivitäten der 
EU waren seit Beginn der Balkan und Eu-
rasien. Vor allem die Balkanstaaten re-
präsentieren aufgrund der historischen 
Entwicklungen während der 1990er-Jah-
re von Beginn ihrer operativen Tätigkeit 
an eine Art „kritisches Testgebiet“ für 
das GSVP-Krisenmanagement. Ein 
Großteil des operativen und institutio-
nellen Lernprozesses der GSVP fußt auf 
den Erfahrungen der EU in dieser Regi-
on. So setzte die EU ihre bislang größte 
zivile Rechtsstaatlichkeitsmission im Ko-
sovo ein: Seit 2008 trainiert die EU die 
lokale Polizei, Richter, Zollbeamte und 
zivile Angestellte des öffentlichen Diens-
tes im Rahmen der EULEX Kosovo-Mis-

Balkan und Eurasien waren
regionale Schwerpunkte der
SICHERHEITSPOLITISCHEN Außen-
aktivitäten der EU.
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sion. Zugleich assistiert die Mission dem 
Land bei der Umsetzung des Dialogs zur 
Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen dem Kosovo und Serbien, eine 
klassische friedenserhaltende Aufgabe. 

Ihre erste militärische Operation im-
plementierte die EU ebenfalls in der Bal-
kanregion: 2003 übernahm die EU mit 
der Operation CONCORDIA von der 
NATO-Operation Allied Harmony in 
der ehemaligen jugoslawischen Republik 
Mazedonien. Die Operation wurde 
durch das im März desselben Jahres be-
schlossene Berlin-Plus-Abkommen mit 
der NATO ermöglicht. Diese Vereinba-
rung ermöglicht der EU den Zugriff auf 
NATO-Kapazitäten im Rahmen von au-
tonom geführten Einsätzen. CONCOR-
DIA wurde auf der Grundlage einer Ein-
ladung der damaligen Regierung Maze-
doniens und der Bitte an die EU, einen 
Beitrag zur weiteren Stabilisierung des 

Landes zu leisten, implementiert und 
diente so auch der Überwachung des 
Rahmenabkommens von Ohrid.

In der Gesamtschau hat die EU die 
Hälfte ihrer GSVP-Operationen und 
-Missionen in Afrika eingesetzt. Dabei 
gilt das europäische Interesse in dieser 
Region in erster Linie der humanitären 
Situation in den entsprechenden Län-
dern, der geographischen Nachbarschaft 
der Region zur EU und den möglichen 
Überlappungseffekten potenzieller Kri-
senherde und deren Folgen auf die EU. 
Ganz deutlich werden diese Effekte der-
zeit an den enormen Fluchtbewegungen 
nach Europa, die unter anderem als eine 
Folge des Syrien-Krieges sowie der Fragi-
lität und zunehmenden Überforderung 
der mittel- und unmittelbaren Nachbar-
staaten wie dem Irak oder Jordanien zu 
werten sind. Im Juni 2015 startete die EU 
die Militäroperation EUNAVFOR MED 

Die Militäroperation EU NAVFOR MED soll gegen Schleuserkriminalität vorgehen.
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– sie läuft seit 28. September 2015 unter 
dem Namen „Sophia“, benannt nach ei-
nem Flüchtlingsbaby – im Mittelmeer, 
deren Auftrag es ist, in drei Phasen gegen 
Schleuserkriminalität vorzugehen und 
somit einen Beitrag zur Verhinderung 
weiterer Verluste von Menschenleben zu 
leisten. Die Operation ist Teil des Com-
prehensive Approach der EU für den Na-
hen und Mittleren Osten, welcher zum 
Beispiel auch eine zivile EU Boarder As-
sistance Mission in Libyen umfasst, die 
seit 2013 die libyschen Behörden im Auf-
bau eines Grenzmanagementsystems un-
terstützt. Auch die zivilen Programme 
zur Stärkung von Demokratie und  
Menschenrechten, welche federführend 
durch die Europäische Kommission be-
treut werden, zählen zum umfassenden 
Ansatz der EU für diese Region. 

Das optimierte Ineinandergreifen all 
dieser Maßnahmen und die Beachtung 
von entsprechenden Synergieeffekten 
sind ein Beispiel dafür, wie sich der Com-
prehensive Approach in den politischen 
Gremien in Brüssel kontinuierlich insti-
tutionalisiert. Diese Verstetigung zeigt 
zudem die enorme Bedeutung dieses um-
fassenden Ansatzes für die GSVP: Ver-
trauen in die EU-Einsatzkräfte durch die 
lokale Bevölkerung ist ein wichtiges Ele-
ment, damit entsprechende Maßnahmen 
vor Ort effektiv, effizient und somit nach-
haltig implementiert und umgesetzt wer-
den können. Die EU hat an dieser Stelle 
aus ihren anfänglichen Fehlern unkoor-

dinierten Agierens – wie etwa bei der Be-
kämpfung der Organisierten Kriminali-
tät in Bosnien und Herzegowina – ge-
lernt. Die Absprache zwischen den ver-
schiedenen EU-Institutionen und den 
internationalen Akteuren vor Ort wird 
kontinuierlich aufgebaut und gepflegt, 
damit Programme aufeinander abge-
stimmt und Lessons-Learnt besser mitei-
nander geteilt werden können.

Optionen für ein Fahrzeugtuning
Die künftige Entwicklung des EU-Kri-
senmanagements und der GSVP ist al-
len voran ein dynamischer Prozess, der 
sich immer wieder auch an den realen – 
politischen – Gegebenheiten der Mit-
gliedstaaten und der EU insgesamt ori-
entieren muss. Dieser Umstand führte 
in der Vergangenheit nicht selten zu ei-
nem Entwicklungsstillstand innerhalb 
der GSVP. Zugleich erwächst aus ihm 
jedoch ein enormes Potenzial, welches 
die Mitgliedstaaten in der Zukunft stär-
ker nutzen sollten. Exemplarisch kann 
dafür die aktuelle Debatte um die Not-
wendigkeit einer Europäischen Armee 
herausgegriffen werden. Die Notwen-
digkeit eines solchen Konstruktes er-
wächst ganz klar aus dem Wandel der 
internationalen Sicherheitspolitik. Wir 
sehen staatliche Akteure, die sich neuer, 
zum Beispiel hybrider Formen der 
Kriegsführung bedienen. Wir sehen 
aber auch nicht-staatliche Akteure, die 
auf konventionelle militärische Strategi-
en zurückgreifen. Die derzeitige globale 
Flüchtlingskrise lehrt uns den Zusam-
menhang zwischen innerer und äußerer 
Stabilität eines Landes und den globalen 
Folgen, die aus einer Eskalation der 
Lage für die Welt erwachsen kann. Der 
Globalisierungsprozess lehrt uns die 
Notwendigkeit, multilateral zusam-
menzuarbeiten und gegebenenfalls die 

Die lokale Bevölkerung muss VER-
TRAUEN in EU-Einsatzkräfte haben.
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uns zur Verfügung stehenden Fähigkei-
ten und Mittel schnell und koordiniert 
einzusetzen. 

Die Baustellen innerhalb der GSVP 
lassen sich anhand der Auswirkungen 
der Intergouvernementalität dieses Poli-
tikbereiches aufzeigen. Sie beziehen sich 
auf die klare Zuordnung der Verantwort-
lichkeiten, Kompetenzen und Mittel. 
Eine Europäische Armee wäre aber ge-
nau das: ein multinationaler Verband, 
welcher sich durch ein einheitliches Füh-
rungs- und Systemverständnis, eine ein-
heitliche Ausbildung, eine gemeinsame 
Analysebasis sowie durch die Kompatibi-
lität der Logistik militärischer Systeme 
und ziviler Verfahren auszeichnet. Ihre 
Vorteile lägen in einer gemeinsamen Ein-
satz- und Designplanung und in einem 
abgestimmten Strategieverständnis. Ide-
alerweise knüpft die Entwicklung einer 
solchen Struktur an die derzeitige Debat-
te und Ausarbeitung einer neuen EU-Si-
cherheitsstrategie an, welche auf die ak-
tuellen sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen der Welt Bezug nimmt und aus 
ihnen Handlungsoptionen zur Beilegung 
selbiger für die EU ableitet. Dieser globa-
len Verantwortung für Frieden und Sta-
bilität kann und will sich der Staatenver-
bund EU langfristig nicht entziehen. 

Wie sähe ein Fahrzeugtuning für den 
GSVP-Käfer vor diesem Hintergrund 
also aus? Nun, die Mitgliedstaaten wür-
den zunächst einmal mehr Geld in die 
Hand nehmen, um die vereinbarte Zwei-
Prozent-Hürde im Verteidigungshaushalt 
zu erreichen. Er bekäme ein eigenes EU-
Hauptquartier, welches ihm eine inte
grierte, zivil-militärische Krisenmanage-
mentplanung ermöglichen und durch 
eine integrierte Führungs- und Kom-
mandostruktur künftig die Richtung 
weisen würde. Verziert mit einem neuen 
Lack würde der GSVP-Käfer insgesamt 

zu einem einheitlichen außen- und si-
cherheitspolitischen Auftreten der EU 
beitragen können. Das würde Vertrauen 
schaffen in das, was die Europäische 
Union insgesamt ist: ein gemeinsamer 
Werteverbund, der für Stabilität, für 
Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit sowie gute Regie-
rungsführung steht und damit auch glo-
bal ein Vorbild ist.  ///

/// DR. ANJA OPITZ 
ist Referentin für Internationale Bezie-
hungen an der Akademie für Politische 
Bildung, Tutzing.
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